
 

  
 

 

 

 

 

Die Landeswahlleiterin 

 

 

Hinweise zur Wahlbeobachtung 

Die Öffentlichkeit der Wahl gehört zu den Grunderfordernissen sowie zum demokratischen Selbstver-

ständnis und ist eine wichtige Sicherung der Wahlgrundsätze. Dem Öffentlichkeitsgrundsatz ist daher 

Rechnung zu tragen (§ 25 LWG). Die untenstehenden zulässigen und unzulässigen Verhaltensweisen 

von Wahlbeobachtern sollen die Urnenwahlvorstände und die Briefwahlvorstände gleichermaßen in ih-

rer Entscheidungsfindung unterstützen, wie mit der vorliegenden Wahlbeobachtung umzugehen ist. 

Schnellübersicht für Beispiele zulässiger und unzulässiger Wahlbeobachtung 

Was ist zulässig Was ist nicht zulässig 

• Aufenthalt auch nicht wahlberechtigter Per-
sonen im Wahllokal (Öffentlichkeit) wäh-
rend der gesamten Zeit von 8 Uhr bis zur 
mündlichen Ergebnisverkündung (§ 25 
LWG, § 48 LWO)  
 

• Das Zutrittsrecht gilt für jedermann gleich-
ermaßen unabhängig von z.B. der Wahlbe-
rechtigung, Wohnsitz, Nationalität, Alter, 
Geschlecht oder Fachwissen 
 

• Eine Anmeldung oder Registrierung ist 
nicht erforderlich 
 

 

• Das allgemeine Zutrittsrecht ist durch die 
räumlichen Verhältnisse beschränkt: Bei 
Überfüllung kann die Anzahl der anwesen-
den Personen durch den Wahlvorstand be-
schränkt werden. Eine Wahlbeobachtung 
muss aber möglich bleiben 

 

• Das Tragen medizinischer Masken ist zu-
lässig 
 

• Störungen der Ruhe und Ordnung oder Ver-
zögerungen der Wahlhandlung oder der Er-
mittlung und Feststellung des Wahlergebnis-
ses (§ 25 LWG, § 48 LWO) 

• Wähler dürfen weder angesprochen noch 
beeinflusst werden (§ 30 LWG) 

• Tragen von parteipolitischen Symbolen wäh-
rend der Wahlzeit von Personen, die sich 
länger im Wahlraum aufhalten (§ 30 Abs. 1 
LWG, § 5 Abs. 3 LWO) 

• Einschüchterung bzw. Erwecken des An-
scheins einer öffentlichen Funktion durch 
Tragen von Uniformen, Uniformteilen oder 
gleichartigen Kleidungsstücken (in Gruppen) 

• Wahlpropaganda (§ 30 LWG), insbesondere 
das Anbringen von Wahlplakaten sowie das 
sichtbare Mitführen bzw. Verteilen von Flug-
blättern oder politischem Werbematerial 
 

• Politische Diskussionen von Wahlbeobach-
tern 

• Entscheidungen des Wahlvorstandes ver-
folgen (§ 5 Abs. 8 LWO) 

• Eingreifen in die Entscheidungen des Wahl-
vorstandes, wie bspw. Forderung die Aus-
zählung zu unterbrechen oder Forderung ei-
ner Nachzählung 

• Diskussionen und Hinterfragen von Ent-
scheidungen inklusive des Einforderns von 
Erläuterungen. Alle erforderlichen Entschei-
dungen trifft der Wahlvorstand allein in eige-
ner Verantwortung.  

• Sachlich vorgebrachte Hinweise sind ggf. 
zur Kenntnis zu nehmen und vom Wahlvor-
stand bzw. von der Gemeinde zu prüfen 
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• Ggf. generelle kurze Fragen an den Wahl-
vorstand 

• Nachfragen, wenn eine öffentliche Bekannt-
gabe akustisch nicht verstanden wurde       
(z. B. Ergebnisverkündung) 

 

• Einsicht in das Wählerverzeichnis 

• Zugriff auf Wahlunterlagen 

• Abfrage von personenbezogenen Daten 
oder Auskünfte, wer bisher gewählt/nicht ge-
wählt hat 

• Forderung einer Nachzählung 

• Störung der Mitglieder des Wahlvorstandes 
durch übermäßige Kommentierungen, Fra-
gen usw. 

• Beobachtung im Wahlraum, auch mit Blick 
auf den Auszählungstisch; ein Anspruch auf 
Sichtbarkeit jeder Einzelheit besteht nicht 

• Fühlen sich Mitglieder des Wahlvorstandes 
durch eine zu starke Annäherung der Wahl-
beobachter behindert oder gestört, dürfen 
sie einen angemessenen Abstand zu den 
Mitgliedern des Wahlvorstandes anordnen. 
Dieser Abstand beträgt in der Regel 1 bis 2 
Meter. Alle wesentlichen Vorgänge der 
Stimmauszählung müssen beobachtet wer-
den können. 

• Führen von Strichlisten während der Aus-
zählung. 

• Anfertigen von Notizen 

• Gefährdung des Wahlgeheimnisses 

• Anfassen, Fotografieren, Filmen, Kopieren 
von Wahlunterlagen, Stimmzetteln, Nieder-
schriften, Ergebniszusammenstellungen und 
Schnellmeldungen 

• Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen bei 
der Anfertigung von Notizen durch den 
Wahlbeobachter nicht aktiv mitwirken. 

 

• Wahlbeobachter haben kein Anrecht auf 
Aushändigung einer Kopie oder Erstellung 
eines Fotos der Ergebniszusammenstellung, 
Schnellmeldung und Niederschrift  

 

• „Allgemeine“ (kurze) Film-, Fernseh- und 
Hörfunkübertragungen von Medienvertretern 
aus den Wahl- und Auszählungsräumen 
(„Moment- /Überblickaufnahmen“) sind 
grundsätzlich zulässig, sofern der ordnungs-
gemäße Ablauf der Wahl, die Auszählung 
und die Meldungen nicht beeinträchtigt wer-
den; Aufnahmen von Wählern und Wahlvor-
standsmitgliedern sind nur mit deren Zustim-
mung zulässig 

 
 

• Foto- oder Filmaufnahmen durch beobach-
tende Dritte ohne Zustimmung der abgebil-
deten Personen (Recht am eigenen Bild), 
auch nicht von vermuteten Unregelmäßig-
keiten 
 

• Es besteht kein Anspruch darauf, dass für 
eine Fotodokumentation von Wahlunterla-
gen der Wahlvorstand seinen Auszählungs-
prozess unterbricht 

 

• Die Wahlbeobachtung endet mit Feststel-
lung und Bekanntgabe des Wahlergebnis-
ses. Alles Weitere, wie die Übergabe der 
Wahlunterlagen an die Gemeindewahlbe-
hörde, die Übermittlung des Ergebnisses an 
die übergeordneten Wahlbehörden, gehören 
nicht mehr zur Wahlbeobachtung 

 

• Schriftlicher Wahleinspruch beim Landtag 
innerhalb eines Monats nach der Bekannt-
machung des endgültigen Wahlergebnisses 
im Ministerialblatt für das Land Sachsen-
Anhalt 

• Wahleinspruch beim Wahlvorstand 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesen Hinweisen gelten jeweils in männlicher und weibli-
cher Form. 


